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Homosexuellen-Verbot aufgehoben
WASHINGTON. Nach jahrelan-
gen Auseinandersetzungen
können homosexuelle US-Sol-
daten seit Dienstag offiziell in
den US-Streitkräften dienen.
Eine Minute nach Mitternacht
(Ortszeit) trat ein Aufhebungs-
gesetz in Kraft, das eine seit
1993 gültige Richtlinie aufhob,
die homosexuellen Soldaten nur

so lange den Verbleib bei den
Streitkräften gestattete, wie sie
ihre sexuelle Orientierung ge-
heim hielten. Unter der als
»don’t ask, don’t tell«-Richtlinie
(frag nicht, sag nichts) bekannt
gewordenen Regel durften die
Soldaten nicht über ihre Nei-
gung sprechen und danach ge-
fragt werden. (dapd)

Kalaschnikow als Gewinn: Koran-Wettbewerb für Kinder
ADDIS ABEBA. Kalaschnikows
für gute Koranschüler: Ein von
der radikalislamischen Al-Scha-
baab-Miliz betriebener Radio-
sender in Somalia hat einen Re-
zitierwettbewerb für Kinder
veranstaltet, bei dem als Haupt-
preis schwere Waffen verteilt
wurden. Der Gewinner ging mit
einem AK-47 Kalaschnikow-

Sturmgewehr und einem Geld-
preis in Höhe von umgerechnet
500 Euro nach Hause, berichte-
te BBC am Dienstag. Der Zweit-
platzierte erhielt ebenfalls eine
Kalaschnikow und eine Summe
von 350 Euro, während der
Drittplatzierte den Wettstreit
mit zwei Handgranaten und
etwa 300 Euro verließ. Zudem

erhielten die Teilnehmer religiö-
se Bücher. »Kinder sollten eine
Hand für ihre Erziehung benut-
zen und in der anderen eine
Waffe halten, um den Islam zu
beschützen«, sagte Al-Scha-
baab-Sprecher Mukhtar Robow.
Zur Teilnahme aufgerufen wa-
ren Kinder und Jugendliche von
10 bis 17 Jahren. (dpa)

Rösler will Klausurtagung
BERLIN. FDP-Chef Philipp Rösler will
auf einer Klausurtagung am 23. und 24.
Oktober über Wege aus der Existenzkrise
beraten, verlautete am Dienstag aus der
Parteiführung. Die FDP war in Berlin mit
nur 1,8 Prozent aus dem Abgeordneten-
haus geflogen. Rösler macht sich keine
Illusionen über die dramatische Lage.
»Es ist unbestritten vielleicht die schwie-
rigste Situation für die FDP seit ihrem Be-
stehen«, hatte er gesagt. (dpa)

Gipfel zu chronischen Krankheiten

NAMEN + NACHRICHTEN

NEW YORK. Jährlich sterben etwa 36
Millionen Menschen an Krebs, Herzlei-
den, Diabetes oder Asthma. Jetzt wollen
die Vereinten Nationen in den Kampf ge-
gen diese Krankheiten eingreifen. Spit-
zenpolitiker aus rund 140 Ländern be-
schlossen den Vorstoß am Montag auf ei-
ner »historischen« Konferenz in New
York. Annette Widmann-Mauz, Bundes-
tagsabgeordnete, vertrat die Bundesre-
gierung: »Deutschland fordert die inter-
nationale Gemeinschaft auf, ihre Kräfte
zu bündeln, um dieser gefährlichen und
volkswirtschaftlich schädlichen Entwick-
lung entgegenzutreten.« (dpa/pm)

Gysi verteidigt Papstkritiker

Annette Widmann-
Mauz, CDU-Bundes-
tagsabgeordnete
des Wahlkreises Tü-
bingen, setzt auf
Prävention und Auf-
klärung.
FOTO: PR

Gregor Gysi erhofft
sich vom Papst eine
deutliche Aussage
dazu, dass Krieg
kein Mittel der Poli-
tik sein dürfe.
FOTO: DAPD

BERLIN. Linke-Fraktionschef Gregor
Gysi hat die Kritiker der geplanten Papst-
rede im Bundestag in Schutz genommen.
Es sei »abenteuerlich«, wie mit den Ab-
geordneten umgegangen werde, die an
der Rede von Papst Benedikt XVI. nicht
teilnehmen wollten, sagte Gysi. »Das ist
ja schon fast wie Zwang. Das erinnert
mich an eine Zeit vor 30 Jahren, als man
an bestimmten Sachen zwingend teil-
nehmen musste, um nicht gesellschaft-
lich diskreditiert zu sein.« (dapd)

PRESSESPIEGEL
»Populismus nicht ausgezahlt«
Nach dieser Berlin-Pleite müsste Rösler
vernünftigerweise zum Konsens mit
Merkel bei der Euro-Stabilisierung zu-
rückkehren. Der Populismus hat nicht
ausgezahlt. Und es droht, wenn er dieses
Spiel mit dem Feuer fortsetzt, der Bruch
der Regierung. Dennoch sollte sich nie-
mand darauf verlassen, dass Ruhe an
Bord des Regierungsschiffs einkehrt. Zu
sehr ist der liberale Teil der Mannschaft
zum Panikorchester geworden.

SALZBURGER NACHRICHTEN

Ernährung – Foodwatch moniert, dass die Limits für Ra-

dioaktivität im Essen zu hoch und zu uneinheitlich seien

Strengere Grenzwerte gefordert
BERLIN. Nach der Atomkatastrophe in
Japan fordert die Verbraucherorganisati-
on Foodwatch deutlich strengere Grenz-
werte für Radioaktivität in Lebensmit-
teln. Die bestehenden Regeln in der EU
ließen unnötig hohe Gesundheitsrisiken
zu, kritisierten Foodwatch und die Deut-
sche Sektion der Internationalen Ärzte
für die Verhütung des Atomkriegs ges-
tern in Berlin.

Nötig sei, die EU-Höchstgrenzen für
Cäsium von 600 auf 16 Becquerel pro Ki-
logramm Lebensmittel zu senken, für Ba-
bynahrung und Milchprodukte von 370
auf 8 Becquerel. Radioaktives Jod 131
mit seiner kurzen Halbwertszeit von acht
Tagen sollte gar nicht mehr in Lebens-
mitteln geduldet werden. Es dürfe auch
keine unterschiedlichen Niveaus für

Normal- und Krisenfälle geben. Die Ver-
braucherorganisation forderte zudem,
das »Grenzwertchaos« in der EU zu be-
heben. Unterschiedliche Werte für Ein-
fuhren aus verschiedenen Ländern dürfe
es nicht geben. Weißrussland oder die
Ukraine hätten infolge der Reaktorkata-
strophe von Tschernobyl etwa strengere
Höchstgrenzen als die EU.

Das Bundesumweltministerium er-
klärte auf Anfrage, die Annahmen seien
»weit von der Realität entfernt«. Die
Grenzwerte für Lebensmittel aus Japan
und solche, die mit radioaktiven Stoffen
aus Tschernobyl belastet sind, seien in
der EU »annähernd gleich«. Das Ministe-
rium betonte, dass für Lebensmittel die
strengsten Regelungen angelegt werden
müssten. (dpa)

Libyen – Gaddafi meldet sich per Audiobotschaft. US-Prä-

sident Barack Obama sagt seine Unterstützung zu

Flucht vor Kämpfen
SIRTE. In voll beladenen Fahrzeugen
sind am Dienstag zahlreiche Familien
aus der Geburtsstadt des gestürzten liby-
schen Machthabers Muammar al Gaddafi
geflohen. In Sirte hätten sie in einer Art
Belagerungszustand gelebt und seien
von Gaddafi-Truppen an der Flucht ge-
hindert worden, berichteten sie. Kämp-
fer der Revolutionstruppen unterstützten
die Fliehenden nach eigenen Angaben,
damit sie noch vor einem für heute ge-
planten Angriff die Stadt verlassen könn-
ten. US-Präsident Barack Obama sicherte
den Libyern Unterstützung zu.

Seit dem 20. August habe es keinen
Strom mehr gegeben, berichteten die
Flüchtlinge. Treibstoff und Nahrungs-
mittel gingen zur Neige. Viele Menschen
würden noch in der Stadt festsitzen, sag-
ten sie. Anhänger Gaddafis legten außer-

dem in Häusern, Schulen und Kranken-
häusern Munitionsvorräte an, sagte ein
Mann. »Ich habe bereits früher versucht
zu fliehen, aber Gaddafis Soldaten haben
mich nicht gelassen«, sagte der 34-jähri-
ge Abdullah Mohammed, der Sirte in Be-
gleitung seiner Frau sowie seiner drei
Kinder verließ. Ebenfalls am Dienstag
meldete sich Gaddafi mit einer Audiobot-
schaft aus seinem Versteck zu Wort.

Was in Libyen passiere, sei eine Far-
ce, die ihre Rechtfertigung nur durch
Luftangriffe erhalten, die nicht für immer
andauern würden, sagte er. »Es ist
schwierig, dieses Regime zu stürzen,
weil es Millionen Libyer repräsentiert«,
sagte Gaddafi. Obama sagte dem liby-
schen Volk für die Zeit nach dem Ende
des Gaddafi-Regimes die Unterstützung
der restlichen Welt zu. (dapd)

»So weit würde ich jetzt
nicht gehen. Ich sprech’ ja
auch nicht akzentfrei
Hochdeutsch«

Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mann zur Aussage des türkischen

Staatspräsidenten Abdullah Gül, Tür-
ken in Deutschland müssten die deut-

sche Sprache akzentfrei beherrschen

DAS ZITAT

Anschlag – Er galt als Hoffnung für einen Frieden in Af-

ghanistan. Jetzt ist Burhanuddin Rabbani getötet worden

Afghanischer Ex-Präsident tot
KABUL. Schwerer Rückschlag für eine
Aussöhnung der Afghanen: Bei einem
Bombenanschlag in Kabul ist der frühere
Präsident Burhanuddin Rabbani getötet
worden. Rabbani sollte als Chef des Ho-
hen Friedensrates eine Verständigung
mit den Taliban erreichen. Präsident Ha-
mid Karsai brach als Reaktion auf den
Anschlag am Dienstag seinen Besuch bei
der UN-Generalversammlung in New
York ab. Außenminister Guido Wester-
welle rief am Rande der UN-Generalver-
sammlung die Menschen in Afghanistan
dazu auf, sich vom Prozess der Aussöh-
nung nicht abbringen zu lassen. Rabbani
habe sich zur Zeit des Anschlags in sei-
ner Wohnung mit zwei Vertretern der
Taliban getroffen, hieß es aus Kreisen
des Friedensrates. Rabbani sei einen
»Märtyrertod« gestorben, sagte Moham-
mad Zahir, Chef der Kriminalabteilung

der Polizei in Kabul. »Ein als Besucher
getarnter Selbstmordattentäter hat sich
in die Luft gesprengt und ihn getötet«.
Der Attentäter hatte die Bombe in seinem
Turban versteckt, hieß es aus Sicher-
heitskreisen. Von anderer Stelle hieß es,
der Sprengsatz sei unter der Kleidung
versteckt gewesen. Vier weitere Men-
schen seien verletzt worden. Rabbani
habe mit Taliban-Vertretern gesprochen,
bestätigte ein Mitglied des Friedensrats:
»Sie könnten ihn getötet haben.« Die in-
ternationale Afghanistan-Schutztruppe
Isaf sprach von Selbstmordattentätern,
die vorgaben, Friedensverhandlungen zu
führen. Isaf-Kommandeur John Allen er-
klärte: »Das ist ein weiterer abscheuli-
cher Indikator dafür, dass unabhängig
von dem, was die Taliban-Führung au-
ßerhalb des Landes sagt, sie keinen Frie-
den wollen, sondern Krieg.« (dpa)

UN – Am Freitag will Palästinenserpräsident Abbas die Vollmitgliedschaft bei den Vereinten Nationen beantragen

Auf Stimmenfang im Sicherheitsrat
NEW YORK. Im Ringen um einen paläs-
tinensischen Staat kämpfen Gegner und
Befürworter um jede Stimme bei den
Vereinten Nationen in New York. Die Pa-
lästinenser haben nach eigenen Angaben
sechs der nötigen neun Stimmen sicher.
Um die übrigen werde weiter gekämpft.
Demgegenüber betonen US-Vertreter,
dass sie nur einer Zwei-Staaten-Lösung
zustimmen würden, die Sicherheitsga-
rantien für Israel enthalte.

Die Unterstützung von mindestens
sechs oder sieben Staaten sei sicher, sag-
te der Außenpolitiker der Palästinenser,
Riad Malki, im Radio »Stimme Palästi-
nas« in New York. Die Palästinenser
würden nun versuchen, weitere Länder
zu überzeugen und die nötige Mehrheit
von neun Stimmen zu erreichen, »selbst
wenn die USA dann ihr Veto einlegen
und sich selbst blamieren«, sagte Malki.

»Wir glauben weiter und unterstrei-
chen das auch, dass der einzige Weg zu
einer Zwei-Staaten-Lösung, die wir wol-
len, durch Verhandlungen erreicht wer-
den kann«, sagte US-Außenministerin
Hillary Clinton. Wie auch immer eine
Abstimmung ausgehe, »das Ergebnis
wird nicht das sein, was jeder erhofft«.

Mit Veto blockieren

Die entscheidende Stelle der Aufnah-
me eines Staates Palästina in die Verein-
ten Nationen ist der Sicherheitsrat. Ein
entsprechender Antrag benötigt neun der
15 Stimmen. Allerdings kann jedes der
fünf ständigen Ratsmitglieder – USA,
Russland, China, Großbritannien und

Frankreich – jede noch so starke Mehr-
heit mit einem Veto blockieren. Die USA
haben das bereits angekündigt.

Einige Länder im Sicherheitsrat ste-
hen klar an der Seite der Palästinenser,
allen voran die Libanesen. Aber auch
von Südafrika, Indien, Brasilien China
und Russland wird Unterstützung erwar-
tet. Eine entscheidende Rolle könnten

die vier EU-Länder – Frankreich, Groß-
britannien, Portugal und auch Deutsch-
land – spielen. Angeblich bearbeiten die
beiden Blöcke vor allem Portugal. EU-Po-
litiker betonen aber immer wieder, dass
es ein einheitliches europäisches Votum
geben soll.

Deutschland lässt bislang offen, wie
es sich bei einem palästinensischen An-

trag entscheiden wird. Außenminister
Guido Westerwelle (FDP) warb in New
York dafür, am Rande der UN-General-
versammlung noch einmal »intensive di-
plomatische Anstrengungen« zu unter-
nehmen. Deutschland sei aufgeschlossen
für »konstruktive Lösungen«, sich zu-
gleich aber seiner besonderen Verant-
wortung für Israel bewusst. (dpa)

Werben für den eigenen Staat: T-Shirts mit teils pro-palästinensischen Slogans auf einem Markt in der Altstadt Jerusalems.  FOTO: DPA


